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Fragebogen

für die Überführung der vormundschaftlichen Massnahmen in Massnahmen des neuen Erwachsenenschutzrechts 

Die Kindes- und Erwachsenenschutzbehörden haben die bisherigen vormundschaftlichen Massnahmen zu überprüfen und an das neue Erwachsenenschutzrecht anzupassen. Bei der Überführung der Massnahmen sind die Informationen wertvoll, welche die Mandatsträgerinnen und Mandatsträger über die betroffene Person haben. Aus diesem Grunde werden die Mandatspersonen gebeten, den vorliegenden Fragebogen auszufüllen und bei Ablauf der Berichtsperiode zusammen mit dem Rechenschaftsbericht an die KESB Bülach Nord zu senden. 

Das vorliegende Dokument kann im Internet unter www.buelach.ch (Register: Verwaltung / Soziales und Gesundheit / Kindes- und Erwachsenenschutzbehörde / Downloads) heruntergeladen werden.
1. Personalien sowie Wohn- und Aufenthaltsadresse der betroffenen Person

2. Name und Adresse der Mandatsperson (die Bezeichnung „Mandatsperson“ wird im Folgenden für die Mandatsträgerin bzw. den Mandatsträger verwendet)?
3. Über welche Ressourcen (Fähigkeiten, Eignungen und Neigungen) verfügt die betroffene Person. Welche Defizite bestehen (Schwächen, Schutzbedürftigkeit)?

	Thema
	Ressourcen
	Defizite

	Wohnen
	
	

	Gesundheit
	
	

	Bildung / Arbeit / Tagestruktur / Freizeitgestaltung
	
	

	Soziales Umfeld / Vernetzung / Beziehungsgestaltung
	
	

	Administrative Angelegenheiten 
	
	

	Einkommens und Vermögensverwaltung
	
	

	Rechtliche Verfahren

(z.B. Sozialversicherungsverfahren, erbrechtliche Angelegenheiten)
	
	

	Anderes, nämlich
	
	


4. Ist sich die betroffene Person bewusst darüber, dass eine Erwachsenenschutzmassnahme besteht? 

( ja
( nein
Wenn nein, wieso nicht:
5. Weiss die betroffene Person, welche Aufgaben von der Mandatsperson wahrgenommen werden? 

( ja
Wenn ja, welche:
( nein
Wenn nein, wieso nicht:

6. Wie ist die Kooperation zwischen der betroffenen Person und der Mandatsperson?
7. Wer sind die wichtigen Kooperationspartner (z.B. Spitex, Arzt/Ärztin, Therapeut/innen, allfällige Angehörige, etc.)?
8. Welches waren bisher Ihre hauptsächlichen Tätigkeiten als Mandatsperson?
9. Wie wurden das Einkommen und Vermögen der betroffenen Person bisher verwaltet?
( Verwaltung durch betroffene Person selbst

( Verwaltung durch Mandatsperson

( im Auftrag der Mandatsperson Verwaltung durch Dritte ________________________
( Taschengeldkonto in Verwaltung der betroffenen Person

( Regelmässige Aushändigung von Bargeld an betroffene Person durch ________________

10. Wäre die Unterstützung auf freiwilliger Basis, d.h. ohne behördliche Massnahme, ausreichend? Falls ja: in welcher Form und in welchen Themenbereichen?

11. In welchen Bereichen soll die betroffene Person Ihrer Ansicht nach in Zukunft unterstützt werden?

Bitte verwenden Sie zur Beantwortung dieser Frage den Raster im Anhang, indem sie diesen ausfüllen.

12. Ist aus Ihrer Sicht die Aufhebung der behördlichen Massnahme angezeigt (wenn ja, bitte Antrag auf Aufhebung der Massnahme begründen)?

13. Welche Vorstellungen hat die betroffene Person, wie die Massnahme zukünftig ausgestaltet werden soll?

14. Kann die betroffene Person im Zusammenhang mit der Überführung der Massnahme in das neue Recht Ihrer Ansicht nach durch die KESB angehört werden?

( ja, weil die betreute Person diesbezüglich urteilsfähig ist (d.h. in der Lage ist zu verstehen, worum es bei der Umwandlung der Massnahme in das neue Recht geht)

( nein 

Wenn nein, wieso nicht:

Datum:

Unterschrift Mandatsperson:

Anhang: Umschreibung der möglichen der Aufgabenbereiche und Inhalte

Mit welchen Tätigkeiten soll die betroffene Person künftig in folgenden Zielsetzungen unterstützt werden?

Wohnen

Zielsetzung: Die betroffene Person verfügt über eine ihrer persönlichen Situation angepasste Unterbringung.

· Regelmässige Überprüfung der Wohnkompetenz

· Bei Bedarf Einleiten unterstützender Massnahmen

(
Beratung der betroffenen Person bei der Suche einer geeigneten Wohnung

· aktive Mithilfe bei der Suche einer geeigneten Wohnung/Unterbringung
· Bei Bedarf sich als Referenzperson zur Verfügung stellen, den Mietvertrag prüfen, den Versicherungsschutz (Hausrat/Haftpflicht) sicherstellen

· Organisation der Wohnungsauflösung evtl. mit Zustimmung der Behörde

· Augenschein in der Wohnung nehmen oder Drittpersonen damit beauftragen 

· Vermitteln professioneller Hilfen für die Wohnbegleitung

· Organisieren/Umsetzen einer Platzierung mit/ohne Zwangsmassnahmen

Gesundheit

Zielsetzungen

Die betroffene Person empfindet ihren subjektiven Gesundheitszustand als mindestens zufriedenstellend bis optimal.

Allfällige Faktoren einer Selbst- und/oder Drittgefährdung sind erkannt, berücksichtigt und wenn möglich behoben.

· Unterstützung der betroffenen Person für die bestmögliche Erhaltung ihres körperlichen und psychischen Wohls 

· Motivation und Unterstützung eines gesunden Lebensstils 

· Motivation und Unterstützung zur Abklärung der gesundheitliche Situation

· Vermittlung/Verschaffen von Zugang zu präventiven, lindernden, heilenden Therapien und medizinischen Behandlungen
· Unterstützung und Beratung in Krisensituationen 

· Einleitung geeigneter medizinischer und anderer Massnahmen bei Selbst- und Drittgefährdung der Gesundheit 

· Zustimmung zu medizinischen Behandlungen im Rahmen der gesetzlichen Möglichkeiten
· Sicherstellen des Versicherungsschutzes (Grund- und Zusatzversicherungen etc.)

Bildung/Arbeit/Tagesstruktur

Zielsetzung: 

Die betroffene Person verfügt über eine ihren individuellen Möglichkeiten angepasste Tagesstruktur/Tätigkeit. 

Die betroffene Person hat Zugang zu den für sie relevanten Bildungs- und Freizeitangeboten.

· Vermittlung und Unterstützung von Bildungsangeboten

· Unterstützung und Motivation der betroffenen Person bei der Aufnahme / beim Erhalt einer angemessenen Tätigkeit, beim Aufbau/Erhalt einer angemessenen Tagesstruktur und Freizeitgestaltung

· Vermitteln von Trainingsmöglichkeiten zum Erwerb fehlender Kompetenzen (z.B. Pünktlichkeit, Ausdauer, Verbindlichkeit)

· Vermitteln entsprechender Abklärungs-, Integrations-, Beschäftigungs- und/oder Arbeitsangebote (z.B. Arbeitslosenversicherung, Invalidenversicherung etc.)

· Sicherstellen der Zusammenarbeit zwischen der betroffenen Person und dem Arbeitgeber

Soziales Umfeld / Vernetzung / Beziehungsgestaltung

Zielsetzung: 

Die betroffene Person ist unter Berücksichtigung seiner subjektiven Bedürfnisse und Möglichkeiten im sozialen Umfeld integriert.

· Motivation, bestehende soziale Kontakte und Beziehungen zu pflegen und/oder neue Kontakte aufzubauen und aufrecht zu erhalten

· Aktivierung der vorhandene Ressourcen der betroffenen Person

· Unterstützung und Begleitung beim Aufbau von Kontakten/Beziehungen 

· Einzel- und/oder Vernetzungsgespräche 

· Unterstützung bei Bereinigung von Konfliktsituationen 

· Verhandlungen mit Bezugspersonen des relevanten sozialen Netzes (Familie, Nachbarn, Vermieter, Arbeitgeber usw.)

· Koordination des Helfernetzes

Administrative Angelegenheiten (Behörden, Ämtern, Sozialversicherungen, Institutionen und Privatpersonen)

Zielsetzung: 

Die betroffene Person ist bei der Erledigung der administrativen Angelegenheiten unterstützt und soweit notwendig vertreten.

· Unterstützung bei allen administrativen Angelegenheiten, insbesondere

· beim administrativen Verkehr mit Banken, Post, Privat- und Sozialversicherungen (insbesondere auch mit Krankenkasse)

· beim administrativen Verkehr mit den Behörden und öffentlichen Ämtern

· beim administrativen Verkehr mit Institution und Privatpersonen

· Vertretung in den entsprechend bezeichneten Themenbereichen, wo erforderlich
Einkommens- und Vermögensverwaltung inkl. (Sozial)versicherungsleistungen

Zielsetzung:

Die finanzielle Situation der betroffenen Person ist geregelt und sein Lebensunterhalt ist sichergestellt. Die Verwaltung und Anlage des Vermögens ist gemäss Verordnung des Bundes sichergestellt.

Die betroffene Person ist über ihre finanziellen Verhältnisse angemessen orientiert.

· Erarbeitung Budget

· Verwaltung der bestehenden Einnahmen (Lohn/AHV/IV)

· Verwaltung und/oder Geltendmachung zusätzlicher Einkommen (EL/HE/ALV)

· Klärung und/oder Anpassung des Versicherungsschutzes

· Rechnungsverkehr (Bereinigung von Rechnung, Gesundheitskostenabrechnung, Geltendmachung von Rückerstattungen etc.)

· Beantragen und/oder Verwalten von Sozialhilfeleistungen 
· Durchführung Schuldensanierung

· Hinterlegung der Vermögenswerte in Zusammenarbeit mit der KESB

· Beurteilung der Vermögensanlagen
· Umwandlung bestehender Vermögensanlagen und Tätigen von Neuanlagen

· Einholen der Zustimmung der KESB zu den entsprechenden Geschäften

· Planung eines allfälligen Vermögensverzehrs
· Sicherstellung des Unterhalts von Liegenschaften bzw. allfälliger anderer Vermögenswerte
rechtliche Verfahren

Zielsetzung:

Die Vertretung und Wahrung der Rechte der betroffenen Person in den entsprechenden Verfahren ist sichergestellt.

Die betroffene Person ist angemessen in das Verfahren einbezogen.

· Verfahren im Sozialversicherungsbereich
· Betreibungsverfahren

· Unterhaltsprozesse
· Wahrung der Interessen der betroffenen Person in erbrechtlichen Angelegenheiten, allenfalls Vertretung und gegebenenfalls Unterbreitung des Erbteilungsvertrags zur Zustimmung an KESB
· Abschluss von Vergleichen und Unterbreitung zur Zustimmung an KESB
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